
Allgemeine Geschäftsbedingungen

I. Geltungsbereich

1. Für sämtliche Verträge zwischen der Ahorn Camp GmbH 
(im Folgenden „Verkäufer“) und ihren Kunden (im Folgenden 

„Käufer“) über den Verkauf von neuen und gebrauchten Kraft-
fahrzeugen und Anhängern gelten die nachstehenden Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB). 

2. Die nachstehenden Bedingungen gelten gegenüber Ver-
brauchern. Verbraucher ist jede natürliche Person, die den 
Vertrag zu Zwecken abschließt, die überwiegend weder ihrer 
gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit 
zuzurechnen sind. 

II. Vertragsabschluss

1. Der Käufer ist zehn Tage an die Bestellung gebunden, so-
weit nicht abweichend angegeben. Der Kaufvertrag ist abge-
schlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der Bestellung 
des näher bezeichneten Kaufgegenstandes innerhalb der je-
weils genannten Fristen bestätigt oder die Lieferung ausführt.

2. Konstruktions- oder Formänderungen sowie Abweichungen 
im Farbton seitens des Herstellers/Importeurs bleiben wäh-
rend der Lieferzeit vorbehalten, sofern der Kaufgegenstand 
nicht erheblich geändert wird, die Änderungen weder zu einer 
Beschränkung der Gebrauchstauglichkeit noch zu einer Wert-
minderung führen und die Änderungen für den Käufer auch 
nicht aus anderen Gründen unzumutbar sind.

3. Sofern der Verkäufer oder der Hersteller/Importeur zur Be-
zeichnung der Bestellung oder des bestellten Kaufgegenstan-
des Zeichen oder Nummern gebraucht, können allein hieraus 
keine Rechte abgeleitet werden.

III. Preise und Zahlungsbedingungen

1. Liegt der vereinbarte Liefertermin mehr als vier Monate 
nach Vertragsschluss und verändern sich nach Abschluss des 
Vertrages die für Berechnung des Kaufpreises maßgeblichen 
Kosten, so ist der Verkäufer berechtigt, den Kaufpreis nach 
den nachstehenden Bestimmungen anzupassen. Der Verkäu-
fer ist hiernach berechtigt, im Falle einer Erhöhung seiner 
Einkaufskosten, insbesondere bedingt durch eine aktuelle all-
gemeine Preisänderung des Chassis durch den Hersteller 
oder aktuelle Materialpreisänderungen, den Kaufpreis ent-
sprechend nach billigem Ermessen zu erhöhen, sofern sich 
unter Berücksichtigung der Entwicklung aller übrigen Kos-
tenpositionen eine Erhöhung der Gesamtkosten der Vertrags-
erfüllung ergibt und der Verkäufer die Kostensteigerung nicht 
zu vertreten hat. Kommt es aufgrund einer Reduzierung ein-
zelner Kostenpositionen zu einer Reduzierung der Gesamt-
kosten, verpflichtet sich der Verkäufer, den mit dem Käufer 
vereinbarten Kaufpreis entsprechend nach billigem Ermessen 
zu reduzieren. Die Preisanpassung ist dem Käufer unverzüg-
lich nach Kenntniserlangung und spätestens vier Wochen vor 
Rechnungsstellung durch den Verkäufer in Textform mitzutei-
len. Führt dies zu einer Preiserhöhung um mehr als 5 %, ist 
der Käufer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Ein etwai-
ger Rücktritt ist unverzüglich nach Erhalt der Mitteilung über 
die Preisanpassung zu erklären. 

2. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind zwei 
Wochen nach Zugang der Rechnung, spätestens aber mit 
Übergabe des Kaufgegenstandes und Aushändigung der 
Rechnung zur Zahlung fällig.

3.  Gegen die Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur 
dann mit Gegenforderungen aufrechnen oder ein Zurückbe-
haltungsrecht wegen einer solchen Gegenforderung geltend 
machen, wenn die Gegenforderung des Käufers unbestritten 
ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Diese Beschränkung 
gilt nicht für Gegenanforderungen des Käufers aufgrund von 
Mängeln oder der teilweisen Nichterfüllung des Vertrages, so-
weit diese Gegenforderungen auf demselben Vertrag berufen, 
wie der Anspruch des Verkäufers.

4. Verzugszinsen werden mit 5 Prozentpunkten über dem Ba-
siszinssatz p.a. berechnet. Weitergehende Schadensersatzan-
sprüche des Verkäufers bleiben unberührt. 

IV. Lieferung und Lieferverzug

1. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluss. Werden 
nachträglich Vertragsänderungen vereinbart, ist erforderli-
chenfalls gleichzeitig ein Liefertermin oder eine Lieferfrist 
erneut zu vereinbaren.

2. Der Käufer kann 6 Wochen nach Überschreitung eines un-
verbindlichen Liefertermins oder einer unverbindlichen Lie-
ferfrist den Verkäufer auffordern zu liefern. Erst mit dem Zu-
gang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug. Will 
der Käufer in diesem Fall Schadensersatz statt der Leistung 
verlangen oder vom Vertrag zurücktreten, so muss er dem 

Verkäufer nach Ablauf der 6-Wochen-Frist gemäß Satz 1 eine 
angemessene Frist zur Lieferung setzen. Nach erfolglosem 
Ablauf dieser Frist ist der Käufer berechtigt, vom Kaufvertrag 
zurückzutreten oder Schadensersatz statt der Leistung zu 
verlangen. 

Gerät der Verkäufer aufgrund leichter Fahrlässigkeit mit der 
Lieferung in Verzug, so sind hieraus resultierende Ansprüche 
des Käufers auf Ersatz von Verzögerungsschäden (Schadens-
ersatz neben der Leistung) im Falle von Sach- und Vermö-
gensschäden auf höchstens 5 % des für die verspätete Liefe-
rung vereinbarten Kaufpreises beschränkt. 
Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz statt der Leistung 
beschränken sich bei leichter Fahrlässigkeit im Falle von 
Sach- und Vermögensschäden auf höchstens 25 % des verein-
barten Kaufpreises. 
	
Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung 
durch Zufall unmöglich, so haftet er mit den vorstehend ver-
einbarten Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, 
wenn der Schaden auch bei rechtzeitiger Leistung eingetreten 
wäre.

3. Wird der Verkäufer durch Ereignisse höherer Gewalt, die 
Auswirkungen einer Pandemie (wie z.B. SARS-CoV-2) oder 
Epidemie, behördliche Anordnungen oder durch den Verkäu-
fer nicht zu vertretende Betriebsstörungen, z.B. durch Aufruhr, 
Streik oder rechtmäßige Aussperrung, vorübergehend daran 
gehindert, den Kaufgegenstand zum vereinbarten Termin oder 
innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verändern die ver-
einbarten Termine und Fristen um die Dauer der durch diese 
Umstände bedingten Leistungsstörungen. Der Verkäufer ver-
pflichtet sich, den Käufer in diesem Fall unverzüglich über den 
Eintritt der Behinderung und dessen voraussichtliche Dauer 
zu informieren. Führen entsprechende Störungen zu einem 
Leistungsaufschub von mehr als 4 Monaten, kann der Käufer 
vom Vertrag zurücktreten. Sollte der Käufer zu diesem Zeit-
punkt bereits eine Zahlung geleistet haben, wird der Verkäufer 
ihm diese unverzüglich zurückerstatten. Die vorstehenden 
Regelungen gelten entsprechend, wenn die vorgenannten Er-
eignisse bei dem Lieferanten des Verkäufers eintreten. 

V. Abnahme und Schadensersatz

1. Der Käufer hat das Recht, innerhalb von 14 Tagen nach Zu-
gang der Bereitstellungsanzeige den Kaufgegenstand am ver-
einbarten Abnahmeort zu prüfen, und die Pflicht, innerhalb 
dieser Frist den vertragsgemäßen Kaufgegenstand abzuneh-
men.

2. Eine etwaige Probefahrt vor Abnahme ist in der Grenze üb-
licher Probefahrten bis höchstens 20 km zu halten. Wird der 
Kaufgegenstand bei einer Probefahrt vor seiner Abnahme 
vom Käufer oder seinem Beauftragten gelenkt, so haftet der 
Käufer für dabei am Fahrzeug entstandene Schäden, wenn 
diese vom Fahrzeuglenker schuldhaft verursacht sind.

3. Ist der Käufer mit der Abnahme des Kaufgegenstandes län-
ger als 14 Tage ab Zugang der Bereitstellungsanzeige in 
Rückstand, so kann der Verkäufer dem Käufer in Textform 
eine Nachfrist von 14 Tagen setzen. Nach erfolglosem Ablauf 
der Nachfrist ist der Verkäufer berechtigt, vom Kaufvertrag 
zurückzutreten und/oder unter den gesetzlichen Vorausset-
zungen Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. 
Der Setzung einer Nachfrist bedarf es nicht, wenn der Käufer 
die Abnahme ernsthaft und endgültig verweigert oder offen-
kundig auch innerhalb dieser Zeit zur Zahlung des Kaufprei-
ses nicht im Stande ist.

Weitergehende gesetzliche Ansprüche wegen Annahmeverzu-
ges bleiben unberührt.

4. Nimmt der Käufer den Kaufgegenstand nicht ab, so ist der 
Verkäufer berechtigt, eine Schadenspauschale in Höhe von 15 
% des vereinbarten Kaufpreises zu verlangen. Dem Käufer 
bleibt jedoch das Recht vorbehalten, nachzuweisen, dass dem 
Verkäufer kein oder nur ein wesentlicher geringerer Schaden 
entstanden ist. Dem Verkäufer bleibt das Recht vorbehalten, 
einen höheren Schaden darzulegen. 

VI. Eigentumsvorbehalt

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Ver-
käufer aufgrund des Kaufvertrages zustehenden Forderungen 
Eigentum des Verkäufers.
	
2. Der Verkäufer kann unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen vom Kaufvertrag zurücktreten und den Kaufgegenstand 
herausverlangen, wenn der Käufer seiner Verpflichtung aus 
den nachstehenden Ziffern 3 oder 4 oder trotz Aufforderung 
aus nachstehender Ziffer 6 nicht nachkommt oder wenn der 
Käufer seine Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung trotz Set-
zung einer angemessenen Nachfrist nicht erfüllt.
Zurückbehaltungsrechte des Käufers, die nicht auf den Kauf-
vertrag beruhen, sind mit Ausnahme von Zurückbehaltungs-

rechten aufgrund unbestrittener oder rechtkräftig festgestell-
ter Ansprüche ausgeschlossen.

3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, ist nur mit vorhe-
riger schriftlicher Zustimmung des Verkäufers eine Veräuße-
rung, Verpfändung, Sicherungsübereignung, Vermietung oder 
eine anderweitige, die Sicherung des Verkäufers beeinträchti-
gende Überlassung oder Veränderung des Kaufgegenstandes 
zulässig. In dieser Zeit steht das Recht zum Besitz der Zulas-
sungsbescheinigung Teil II dem Verkäufer zu.

4. Bei Zugriffen von Dritten, insbesondere bei Pfändung des 
Kaufgegenstandes oder bei Ausübung des Unternehmer-
pfandrechts einer Werkstatt, hat der Käufer dem Verkäufer 
unverzüglich schriftlich Mitteilung zu machen sowie den Drit-
ten unverzüglich auf den Eigentumsvorbehalt des Verkäufers 
hinzuweisen.

5. Wurde der Abschluss einer Vollkasko-Versicherung verein-
bart, hat der Käufer diese unverzüglich für die Dauer des Ei-
gentumsvorbehalts mit einer angemessenen Selbstbeteili-
gung abzuschließen mit der Maßgabe, dass die Rechte aus 
dem Versicherungsvertrag dem Verkäufer zustehen. Der Käu-
fer ermächtigt den Verkäufer, für sich einen Versicherungs-
schein über die Fahrzeugvollversicherung zu beantragen und 
Auskunft über das vorgenannte Versicherungsverhältnis ein-
zuholen. Kommt der Käufer dieser Verpflichtung trotz schrift-
licher Mahnung des Verkäufers nicht nach, kann der Verkäufer 
selbst die Vollkasko-Versicherung auf Kosten des Käufers ab-
schließen.

6. Der Käufer hat die Pflicht, den Kaufgegenstand während der 
Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungsgemäßen Zu-
stand zu halten und alle vom Hersteller/Importeurs vorgese-
henen Wartungsarbeiten und erforderlichen Instandsetzun-
gen unverzüglich – abgesehen von Notfällen – vom Verkäufer 
oder von einer Fachwerkstatt ausführen zu lassen.

VII. Gewährleistung

1. Im Falle eines Mangels stehen dem Käufer die gesetzlichen 
Gewährleistungsansprüche mit der Maßgabe zu, dass Scha-
densersatzansprüche nur im Rahmen von Ziffer VIII. bestehen. 
Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers.

2. Ansprüche wegen Sachmängeln verjähren entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen, soweit nicht für gebrauchte 
Kaufgegenstände ausdrücklich eine abweichende Vereinba-
rung getroffen wurde. 

VIII. Haftung

1. Der Verkäufer haftet nach Maßgabe der nachfolgenden Be-
stimmungen für Schäden – gleich aus welchem Rechtsgrund 

– wenn er, sein gesetzlicher Vertreter oder sein Erfüllungsge-
hilfe sie schuldhaft verursacht hat.

2. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit sowie bei schuldhaf-
ter Verletzung des Körpers, des Lebens oder der Gesundheit 
haftet der Verkäufer gegenüber dem Käufer unbeschränkt.	

Im Übrigen haftet er bei leichter Fahrlässigkeit beschränkt: 
Die Haftung besteht in diesem Fall nur bei Verletzung ver-
tragswesentlicher Pflichten und ist auf den bei Vertragsab-
schluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Ver-
tragswesentliche Pflichten sind solche, deren Erfüllung zur 
Erreichung des Vertragszwecks erforderlich ist und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf.

3. Die Haftung des Verkäufers nach dem Produkthaftungsge-
setz bleibt unberührt.

4. Die vorstehenden Haftungsbegrenzungen gelten entspre-
chend, wenn der Käufer anstelle von Schadensersatz statt der 
Leistung Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangt.

IX. Anwendbares Recht

Es gilt ausschließlich das deutsche Recht unter Ausschluss 
des UN-Kaufrechts. Hat der Käufer seinen gewöhnlichen Auf-
enthaltsort in einem anderen Staat als Deutschland, so blei-
ben die zwingenden Bestimmungen dieses Staates, von denen 
nicht durch Vereinbarung abgewichen werden darf, von der 
vorstehenden Rechtswahl unberührt.

X. Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz 
(VSBG)

Der Verkäufer ist gesetzlich nicht verpflichtet, an einem 
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlich-
tungsstelle im Sinne des VSBG teilzunehmen und nimmt an 
einem solchen Verfahren daher auch nicht teil.
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